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Kommunen befürchten Investitionsruinen im Grundbuchamt

Notare im Rathaus garantieren Bürgernähe

Stuttgart. Bedenken gegen die beabsichtigte Justizreform hat der Gemeindetag angemeldet. Städte und Gemeinden fürchten um ihre Investitionen in das elektronische Grundbuch und Bezirksnotariate. Das Land müsse Ersatz leisten, falls sich die Investitionen durch den Richtungswechsel als sinnlos erweisen sollten. Die Vollprivatisierung der Notare werde zu einem Verlust bürgernaher Beratungsdienste führen.

„Auf das Justizministerium wird eine Welle von Ersatzforderungen zukommen, die sich auf mehrere Millionen Euro belaufen,“ erwartet Gemeindetagspräsident Otwin Brucker. „Die Gemeinden haben im Vertrauen auf das Konzept von Minister Goll für das elektronische Grundbuch gewaltig in Informationstechnik investiert. Sie mussten sich dabei an die hohen Anforderungen des Ministeriums halten. Das soll alles in den Sand gesetzt sein?“ So etwas könnten sich die Kommunen nicht leisten, schon gar nicht in der derzeit überaus prekären Finanzlage, sagte Brucker. Der Gemeindetag erwarte einen sofortigen Investitionsstopp, weil die Kommunen bisher nicht darüber informiert worden seien was Justizministerin Werwigk-Hertneck konkret vorhabe.

Die bewährt enge Zusammenarbeit von Kommunen und Notariaten will der Gemeindetag nicht aufgeben. Die Amts- und Bezirksnotare seien Garanten einer bürgernahen Beratung in den Rathäusern. Sie erbrächten zudem solide Einnahmen für den Landeshaushalt. Eine Verwaltungsreform bei der Justiz dürfe keinesfalls zu einem Service-Abbau für Bürger und Unternehmen führen, verlangte Brucker.
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